
zu nehmen, d ie 3 Mil l t im Jahr produzie­
ren, zwischen 354 und 562 Mil l Dollar, ver­
tei l t auf sechs Jahre, ehe eine wirtschaft­
l iche Produkt ion einsetzt. Danach würden 
die Förderkosten jährl ich zwischen 120 und 
165 Mil l Dollar betragen. Der Brut toge­
winn wi rd dann jährl ich auf ca. 300 Mil l 
Dol lar im Jahr geschätzt. Der Bericht des 
Generalsekretärs geht davon aus, daß die 
Anfangskosten 3 bis 6 Jahre nach Einset­
zen der Produkt ionsphase erwirtschaftet 
sein werden. Folgende Finanzierungsquel­
len werden in Aussicht genommen: Durch 
die Meeresbergbaubehörde (ledigl ich die 
Verwal tungkosten des Unternehmens ca. 
3 bis 6 Mil l Dol lar jährl ich), f re iwi l l ige Be i ­
t räge und Anle ihen. 

///. Forschungsfreiheit: Am meisten u m ­
str i t ten ist d ie Frage der mari t imen For­
schung im Bereich der Wirtschaftszone und 
des Fest landsockels. Der Konvent ions­
entwurf geht davon aus, daß jede Form 
der mar i t imen Forschung in einer f remden 
Wirtschaftszone oder einem fremden Fest­
landsockel von dem betreffenden Küsten­
staat genehmigt werden muß. Der For­
schungtre ibende meldet sein Projekt bei 
dem Küstenstaat an. Dieser soll seine Zu ­
s t immung nicht verweigern, wenn sich das 
geplante Forschungsvorhaben nicht auf 
die Erkundung von Ressourcen bezieht 
und die wirtschaft l ichen Interessen des 
Küstenstaates nicht unbil l ig beeinträchtigt 
werden. Die Genehmigung gilt vier Mona­
te nach Antragste l lung als erteilt, wenn 
sie nicht innerhalb von zwei Monaten von 
dem Küstenstaat verweigert wi rd. Dabei 
kann der Küstenstaat vor al lem gel tend 
machen, es handele sich in Wirk l ichkei t 
bei dem geplanten Unternehmen um Res­
sourcenforschung. Gegen diese Mögl ich­
keit einer st i l lschweigenden Genehmigung 
von Forschungsvorhaben wendet sich eine 
Reihe von Staaten mit der Behauptung, da ­
durch würden ihre Sicherheits- und Wirt­
schaftsinteressen beeinträchtigt. Sie ver­
langen im Ergebnis, daß marit ime For­
schung im Bereich von Festlandsockel und 
Wirtschaftszone von den gleichen Voraus­
setzungen abhängig gemacht wird wie in 
den Küstengewässern, das heißt, daß die 
Küstenstaaten über ihre Zulassung prak­
t isch frei entscheiden. Demgegenüber ver­
sucht ein Vorschlag Austral iens, das Er­
messen der Küstenstaaten einzuschränken. 
Tei lweise w i rd versucht, wieder die Unter­
scheidung zwischen wissenschaftl icher und 
angewandter Forschung einzuführen und 
nur die angewandte Forschung der küsten­
staat l ichen Genehmigung zu unterwerfen. 
Es w i rd in d iesem Zusammenhang darauf 
h ingewiesen, daß die Wirtschaftszone dem 
Küstenstaat nur wirtschaft l iche Sonderrech­
te e inräume und daher keine Veranlas­
sung bestehe, d ie wissenschaft l iche For­
schung, die seine Interessen garnicht be­
einträcht igen könne, seiner Kontrol le zu 
unterstel len. Eine Einigung zeichnet sich 
derzeit nicht ab. Ein als Vermit t lung ge­
dachter Vorschlag des Vorsi tzenden des 
3. Ausschusses, der d ie Stel lung der Kü­
stenstaaten noch mehr stärken würde als 
es der Konvent ionsentwurf bereits tut, 
stieß auf Ab lehnung. Umstr i t ten ist auch, 
inwieweit auf Hoher See die Forschungs­
freiheit gesichert werden sol l . Einige Staa­
ten machten gel tend, jede Forschungstä­

t igkei t müsse, soweit sie sich mit dem 
Meeresboden beschäft ige, der Kontro l le 
der Meeresbodenbehörde unterstehen. 

IV. Umweltschutz: Weniger umstr i t ten als 
die bisher genannten Punkte war der Um­
weltschutz auf See. Die Konferenz be­
schäft igte sich im wesent l ichen mit den 
Gefahren, d ie von Schiffen ausgehen, und 
mit der Err ichtung von Sonderzonen, in de­
nen der Anrainerstaat besondere Vorschrif­
ten erlassen kann. Man scheint sich wohl 
wei tgehend darüber einig zu sein, daß die 
Flaggenstaaten verpf l ichtet s ind, stärker 
auf d ie Beachtung der Umweltschutzvor­
schrif ten durch ihre Schiffe zu achten. Vor 
a l lem sol len sie verhindern, daß Schiffe 
auslaufen, die unter Umständen eine Ge­
fahr für die mari t ime Umwelt bedeuten. 
Bei Verstößen gegen die Schutzvorschrif­
ten sol l , insoweit besteht wohl auch eine 
wei tgehende Einigkeit, nicht nur der Flag­
genstaat, sondern auch der Staat e ingre i ­
fen können, dessen Hafen das betreffende 
Schiff als nächstes anläuft. 

Besondere Bedeutung kommt der Err ich­
tung von Sonderzonen zu, da durch sie 
unter Umständen die Freiheit des Seever­
kehrs nicht unerhebl ich beeinträchtigt wer­
den kann. Der dafür zuständige 3. Ausschuß 
erarbei tete eine neue Regelung, nach der 
Umweltschutzzonen nicht einseit ig durch 
den Anrainerstaat sondern nur nach Ab­
sprache mit anderen betroffenen Staaten 
und mit Genehmigung einer internat iona­
len Organisat ion errichtet werden können. 
Auen bei dem Erlaß der Normen für die 
Umweltschutzzone ist der Anrainerstaat 
nicht frei , sondern muß sich an die von 
der internat ionalen Organisat ion erlasse­
nen Regelungen halten. Nur im Ausnahme­
fall ist es ihm erlaubt, darüber hinaus zu 
gehen. 

V. Technologietransfer: Hinsichtl ich des 
Technologietransfers beschränkte sich die 
Konferenz darauf, die Rolle der Meeres­
bergbaubehörde als Koordinator zu ver­
stärken. Die Diskussion über diesen 
Punkt, der auch in den vergangenen Dis­
kussionsrunden noch nicht e ingehender 
beraten werden konnte, ist aber noch kei­
neswegs abgeschlossen. Wo 

Ausschuß für Verbrechensverhütung und -kontrolle: 
Verhaltenskodex für Ordnungsbeamte (34) 
Der Entwurf eines Verhal tenskodex für 
Ordnungsbeamte ist vom Ausschuß für Ver­
brechensverhütung und -kontro l le des Wirt­
schafts- und Sozialrats auf seiner 4.Tagung 
(21.6.—2.7.1976 in New York) verabschie­
det worden. Der Entwurf soll der 32. Gene­
ra lversammlung (Herbst 1977) zur Bi l l igung 
vorgelegt werden. Er umfaßt zehn Ar t ike l . 
Ihnen ist ein Kommentar zur Verdeut l i ­
chung beigefügt, der als integraler Be­
standtei l des Kodex verstanden werden 
sol l . Die Best immungen sehen u. a. vor: 
Ordnungsbeamte sol len Vertraul iches, das 
in ihren Besitz gelangt, grundsätzl ich ver­
traulich behandeln. Ordnungsbeamte dür­
fen keine Folter oder andere grausame, 
unmenschliche oder ern iedr igende Behand­
lung vornehmen, auch nicht unter außer­
gewöhnl ichen Umständen wie Krieg, in­
nenpol i t ischer Instabil i tät oder öffent l ichem 
Notstand. Sie haben sich um ärztl ichen 
Beistand für Personen unter ihrer Obhut 
zu bemühen, wenn diese ihn benöt igen 

(der Kommentar ergänzt, eine festgehalte­
ne Person sol l te auch ihren Hausarzt kon­
sult ieren dürfen). Ordnungsbeamte sol l ten 
al len Ver letzungen des Kodex entgegen­
treten und bei entsprechenden Vo rkomm­
nissen auf dem Dienstweg Bericht erstatten 
oder andere rechtl ich zulässige Init iat iven 
ergrei fen, unter diesen als letztes Mittel 
d ie Mit te i lung an eine bel iebige Inst i tut ion 
mit der Kompetenz zur Überprüfung oder 
Abhi l fe (der Kommentar stel l t hierzu fest, 
ein Ordnungsbeamter dürfe sich an die 
Massenmedien erst zuletzt wenden und 
nur »gemäß den Gesetzen und Gebräuchen 
seines Landes«). Ein Ordnungsbeamter , 
welcher bei der Erfül lung seiner Verpf l ich­
tungen aus dem Kodex die rechtl ichen 
Grenzen trotz ehrl icher und gewissenhafter 
Prüfung irr tümlich überschreitet, hat A n ­
spruch auf den vol len Schutz, den die na­
t ionale Rechtsordnung gewährt . NJP 

Verschiedenes 
Seychellen: 145. Mitglied der UNO (35) 
Die Inselgruppe der Seychel len wurde 
von der Generalversammlung am 23. Sep­
tember 1976 in die Vereinten Nat ionen auf­
genommen. Damit erhöht sich die Mi tg l ie­
derzahl der Wel torganisat ion auf 145. — 
Die Seychel len l iegen im Indischen Ozean 
vor der afr ikanischen Küste nördl ich von 
Madagaskar (s. Karte S. 139). Man zählt 92 
Inseln zu dem neuen Mitgl iedstaat. Die 
Hauptinsel ist Mahe mit der Hauptstadt 
Victor ia. Das Gesamtgebiet des Staates 
beträgt nur 444 qkm, wovon al lein 240 auf 
d ie Insel Mahe entfal len. Die meisten In­
seln sind unbewohnt. Der junge Staat er­
streckt sich über 1 200 km, so groß ist d ie 
Entfernung zwischen Mahe und Aldabra. 
Die gesamte Bevölkerung der Seychel len 
w i rd auf knapp 58 000 errechnet. Hiervon 
sind 93vH Kreolen, Mischl inge f rüherer 
schwarzer Sklaven und Inder. Eine kleine 
Oberschicht von Grundbesi tzern ist f ran­
zösischer Abstammung. 90vH der Bevölke­
rung sind Kathol iken und 40vH Analphabe­
ten. — Seit 1609 sind die Inseln dem We­
sten bekannt. 1736 annekt ier te Frankreich 
die Hauptinsel Mahe und einige Nebenin­
seln. Nach dem damal igen französischen 
Finanzminister, dem Grafen de Seychelles, 
wurde die Inselgruppe benannt. Nach den 
napoleonischen Kriegen g ingen die Inseln 
in brit ischen Besitz über (1814). Sie waren 
zuletzt eine Kronkolonie mit innerer Selbst­
verwal tung. Mehrere Verfassungsänderun­
gen schufen die förml iche Voraussetzung 
dafür, daß Großbri tannien die Inseln am 
28. Juni 1976 konf l ikt los in die Unabhän­
gigkei t ent lassen konnte. Der Vorsi tzende 
der größten Partei, James Richard Man-
chaw, wurde der erste Präsident der Re­
publ ik, der Führer der größten Oppos i t ions­
partei, Albert Rene, wurde Min is terpräs i ­
dent. Manchaw ist Jur ist und hat in Eng­
land studiert. — Bereits am 9. August 1976 
beantragten die Seychel len die Mi tg l ied­
schaft in den Vereinten Nat ionen. Der Si ­
cherheitsrat empfahl am 16.8.1976 der Ge­
neralversammlung die Aufnahme (s. Seite 
160), d ie dann den neuen Ministaat am 
23. September 1976 zum 145. Mitgl ied der 
Wel torganisat ion machte. — Red 

Beiträge 29: Peter W. Fischer (PWF); 30, 31, 35: 
Redaktion (Red); 32, 34: Norbert J. Prill (NJP); 
33: Rüdiger Wolfrum (Wo). 
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